
 
 

 

Anforderungen an Weiterbildungsverbünde 

aus Sicht des Marburger Bundes 

 

 

Vorbemerkung 

Sowohl die Krankenhausreform als auch eine zunehmende Ambulantisierung werden Auswirkungen 

auf die Facharztweiterbildung haben. Das bedeutet einerseits, dass zukünftig viele Krankenhäuser 

nicht mehr die gesamte Weiterbildung einer Fachrichtung nach der jeweiligen 

Weiterbildungsordnung anbieten können. Andererseits zunehmend Weiterbildungsinhalte 

ausschließlich in ambulanten Einrichtungen erworben werden können.  

Rotationen an mehrere Weiterbildungsstätten werden zukünftig erforderlich sein, um alle für eine 

Facharztbezeichnung benötigten Kompetenzen zu erlangen. Das kann einen häufigen Stellen- und 

Ortswechsel bedeuten und die Weiterbildungszeiten verlängern, sofern keine nahtlose Rotation 

möglich ist. Allein die Organisation in Eigenregie kostet Zeit und erfordert einen guten Überblick der 

geeigneten Weiterbildungsstellen. Insbesondere die mit der Krankenhausreform verbundenen 

strukturellen Veränderungen erschweren die Suche nach Einrichtungen mit dem erforderlichen 

Weiterbildungsangebot. Denn die zukünftige Zuordnung von Leistungsgruppen verändert das 

Leistungsangebot der jeweiligen Einrichtungen und damit auch der Weiterbildungsmöglichkeiten, 

beziehungsweise -ermächtigungen. 

Hier können Weiterbildungsverbünde bei der Planung und Organisation verschiedener Stationen 

helfen. 

Unter Weiterbildungsverbünden versteht der Marburger Bund Netzwerke von stationären 

Einrichtungen (Krankenhäusern) und/oder ambulanten Einrichtungen (MVZ und Praxen), die durch 

ihre Zusammenarbeit den Erwerb der vollständigen Weiterbildungsinhalte nach der (oder den) 

jeweiligen Weiterbildungsordnung(en) weitgehend nahtlos ermöglichen wollen und zu diesem Zweck 

von den zuständigen Landesärztekammern anerkannt sind. Die Kooperation kann sich auf ein Gebiet 

oder eine oder mehrere Facharztbezeichnungen nach der Weiterbildungsordnung beziehen. 

Weiterbildungsverbünde sind freiwillige Zusammenschlüsse und beruhen auf der Initiative der 

Beteiligten. Die arbeitsrechtliche Stellung der Ärztin / des Arztes in Weiterbildung ist abhängig von 

der Gestaltung der Rotation in einem Weiterbildungsverbund.  

Aus Sicht des Marburger Bundes sind an einen solchen Weiterbildungsverbund folgende 

Anforderungen zu stellen, die sowohl für die sich weiterbildenden Ärztinnen und Ärzte als auch für 

geplante Zusammenschlüsse von Weiterbildungsstätten als Orientierung dienen sollen: 
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Kooperationsvertrag (gemeinsame Verbunderklärung) und Vertragszweck 

Die Beziehungen zwischen den teilnehmenden Weiterbildungsstätten sind verbindlich und 

transparent in einem Kooperationsvertrag zu vereinbaren.  

Die Vertragspartner schließen einen solchen Kooperationsvertrag mit dem Ziel, Weiterzubildenden 

eine kontinuierliche Weiterbildung zur Fachärztin/zum Facharzt innerhalb der geforderten 

Weiterbildungszeit gemäß der jeweiligen Weiterbildungsordnung1  zu ermöglichen. 

Die Kooperationspartner bieten eine Weiterbildungsstruktur an, die einen möglichst nahtlosen 

Wechsel zwischen den erforderlichen Weiterbildungsstätten vorsieht. Dazu stimmen die 

teilnehmenden Weiterbildungsstätten einen Rotationsplan ab und verpflichten sich, 

Weiterzubildende für den jeweils angebotenen Zeitraum aufzunehmen.  

Die Kooperationspartner verpflichten sich zur vertrauensvollen Zusammenarbeit. Sie streben 

grundsätzlich nach einvernehmlichen Lösungen und unterrichten sich – unter Beachtung der 

jeweiligen datenschutzrechtlichen Vorgaben – gegenseitig unverzüglich bei Veränderungen oder 

Beendigungen von Arbeitsverhältnissen innerhalb einer laufenden Facharztweiterbildung.  

Die in den Weiterbildungsordnungen der Ärztekammern niedergelegten Vorgaben sind zu beachten. 

Im Falle des Beitritts weiterer Weiterbildungsstätten gelten die Bedingungen der jeweiligen 

Kooperationsvereinbarung, welcher die jeweilige Weiterbildungsstätte als Kooperationspartnerin 

beitritt. 

 

Verbundbefugnis 

Der Weiterbildungsverbund beantragt bei der zuständigen Ärztekammer eine Verbundbefugnis bzw. 

die Anerkennung als Weiterbildungsverbund unter Vorlage der Kooperationsvereinbarung. Sind 

Einrichtungen aus Zuständigkeitsbereichen mehrerer Ärztekammern am Verbund beteiligt, ist die 

Verbundbefugnis bei sämtlichen zuständigen Ärztekammern zu beantragen. 

Die Verbundermächtigung hat zum Inhalt, dass mehrere Weiterbildungsstätten gemeinsam und in 

zeitlich aufeinander folgenden, abgestimmten Abschnitten die Weiterbildung im jeweiligen 

Fachgebiet sicherstellen. 

 

Aufnahme von Weiterzubildenden  

Mit Aufnahme der/des Weiterzubildenden stellt der Weiterbildungsverbund einen sachlich und 

zeitlich strukturierten Weiterbildungsplan (Curriculum) auf, der die nach der jeweiligen 

Weiterbildungsordnung zu vermittelnden Inhalte und vorgesehenen Zeiten für die jeweilige 

Rotationstelle verbindlich festschreibt. Persönliche Belange der/des Weiterzubildenden sollten dabei 

Berücksichtigung finden. Der Weiterbildungsplan wird dem sich weiterbildenden Arzt/ der sich 

weiterzubildenden Ärztin bei Beschäftigungsbeginn ausgehändigt. 

Im Rahmen der Rotation vermittelt jede der am Weiterbildungsverbund beteiligten 

Weiterbildungsstätten der Ärztin/dem Arzt die für die Weiterbildung in der jeweiligen 

Weiterbildungsordnung und dem Curriculum genannten Inhalte. Die Festlegung des Rotationsplans 

                                                           
1 Das ist in der Regel die Ärztekammer, in deren Zuständigkeitsbereich der jeweilige Weiterbildungsabschnitt 
erfolgt. 
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muss die für Anerkennung eines Weiterbildungsabschnittes notwendige Dauer gemäß der jeweils 

geltenden Weiterbildungsordnung befolgen. 

Der Weiterbildungsverbund organisiert die Arbeitsabläufe in der Weise, dass der Weiterbildungsplan 

zeitlich und inhaltlich eingehalten werden kann. 

Die Teilnehmenden stellen sicher, dass die Dokumentation der jeweils abgeleisteten 

Weiterbildungsinhalte der/des Weiterzubildenden an die/den folgenden Weiterbildungsbefugte/n 

weitergeleitet wird. 

Die Wirksamkeit der Arbeitsverträge der Weiterzubildenden innerhalb des Weiterbildungsverbundes 

bleiben von einer Kündigung eines Kooperationspartners unberührt. Die verbleibenden 

Kooperationspartner verpflichten sich in dem Fall, der Ärztin/ dem Arzt einen anderen freien 

Rotationsplatz zur nahtlosen Fortsetzung der Weiterbildung aus dem Verbund anzubieten. 

 

Arbeitsverträge in Weiterbildungsverbünden 

Grundlage der Zusammenarbeit zwischen dem Weiterbildungsverbund und den Weiterzubildenden 

sind die jeweiligen Arbeitsverträge. Folgende arbeitsvertragliche Gestaltungsformen werden 

praktiziert:  

 

• Anstellungsvertrag mit jeder Weiterbildungsstätte im Verbund 

Mit jeder Weiterbildungsstätte im Rahmen des Rotationsplans schließt die/der Weiterzubildende 

einen eigenen Anstellungsvertrag für die Dauer des jeweiligen Weiterbildungsabschnittes ab. 

 

• Freistellung vom "Hauptarbeitgeber" 

Der/die Weiterzubildende schließt einen Anstellungsvertrag zum Zwecke der Weiterbildung 

mit einem der Verbundteilnehmer (Hauptarbeitgeber/in). Die/Der Hauptarbeitgeber/in stellt 

den/die Weiterzubildende/n zum Zwecke der Weiterbildung bei anderen Verbundteilnehmern 

befristet frei, der Anstellungsvertrag ruht. Der/die sich Weiterbildende schließt mit einer 

anderen Weiterbildungsstätte für die Dauer der Freistellung einen Anstellungsvertrag. 

 

• Abordnung mit einem Anstellungsvertrag innerhalb des Verbundes  

Der/die Weiterzubildende wird auf Grundlage eines durchgehenden Anstellungsvertrags bei 

einem Verbundteilnehmer (Hauptarbeitgeber/in) an die anderen Verbundteilnehmer 

abgeordnet.  
 

Vorteil für die/den Weiterzubildenden: Es wird nur ein Arbeitsvertrag geschlossen, der für alle 

Weiterbildungsstätten über die gesamte Rotation gilt. Fragen zur Vergütung, Sozialversicherung, 

Befreiung Rentenversicherung, Haftpflicht etc. stellen sich für den/die Weiterzubildenden nicht 

bzw. werden im Innenverhältnis der Verbundteilnehmer geregelt. 
 

Problem: Unterschiedliche rechtliche Bewertung, ob es sich bei einer Abordnung zum Zwecke 

der Weiterbildung um eine erlaubnispflichtige Arbeitnehmerüberlassung handelt.  

Der Marburger Bund setzt sich für eine gesetzliche Regelung ein, dass Rotationen in einem 

Weiterbildungsverbund keine erlaubnispflichtige Arbeitnehmerüberlassung sind. 
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Arbeitsvertragliche Regelungsinhalte 

 

Unabhängig von der arbeitsrechtlichen Gestaltungsform sollten sich die Teilnehmer des 

Weiterbildungsverbundes auf folgende Regelungsinhalte des Arbeitsvertrages / der Arbeitsverträge 

verständigen: 

• Während der Facharztweiterbildung leistet die sich weiterbildende Ärztin/ der sich 

weiterbildende Arzt vollwertige ärztliche Tätigkeit und erwirbt folglich einen Anspruch auf 

angemessenes Entgelt und weitere relevante Vergütungsbestandteile. Der 

Weiterbildungsverbund trägt dafür Sorge, dass dieser Grundsatz für alle teilnehmenden 

Weiterbildungsstätten eingehalten wird. Maßstab sollten auch für nicht tarifgebundene 

Einrichtungen des Weiterbildungsverbundes die Tarifverträge des Marburger Bundes sein.  

• Die Weiterbildung erfolgt  grundsätzlich in Vollzeit, kann aber auch in Teilzeit abgeleistet werden. 

Die Teilzeittätigkeit muss mindestens die Hälfte der wöchentlichen Arbeitszeit betragen. Die 

Weiterbildungszeit verlängert sich entsprechend. Dies ist bei den Rotationsplänen zu 

berücksichtigen. 

• Regelung zur Gewährung von Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts. Urlaubszeiten 

müssen zwischen den einzelnen Weiterbildungsstätten und der/dem Weiterzubildenden 

abgestimmt werden. Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der 

Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr mindestens 31 Arbeitstage. 

Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche 

erhöht oder vermindert sich der Urlaubsanspruch entsprechend.  

• Arbeitsbefreiung bis zu fünf Arbeitstagen im Kalenderjahr unter Fortzahlung des Entgelts zur 

Teilnahme an medizinisch wissenschaftlichen Kongressen, ärztlichen 

Fortbildungsveranstaltungen und ähnlichen Veranstaltungen. Die Arbeitsbefreiung wird auf 

einen etwaigen Anspruch nach den Weiterbildungsgesetzen der Länder angerechnet. 

• Regelung bei Ausfall wegen Erkrankung: Fortzahlung der Vergütung bis zur Dauer von sechs 

Wochen im Falle der Arbeitsunfähigkeit.   

• Abschluss einer ausreichenden Haftpflichtversicherung gegen Schadenersatzansprüche Dritter.  

• Verpflichtung der jeweiligen Arbeitgeberin / des jeweiligen Arbeitsgebers zur unverzüglichen 

Anmeldung der/des Weiterzubildenden bei der gesetzlichen Unfallversicherung.  

• Die Kündigung richtet sich nach gesetzlichen (oder tariflichen) Vorschriften.  

• Wenn einzelne Weiterbildungsabschnitte wegen Ausfallzeiten z.B. aufgrund von 

Beschäftigungsverboten nach dem MuSchG, Elternzeit, Ausfallzeiten nach dem (Familien-

)Pflegezeitgesetz oder einer Erkrankung nicht abgeleistet werden können, verlängert sich die 

Befristung entsprechend und die Ärztin / der Arzt erhält Gelegenheit, die nicht abgeleisteten 

Weiterbildungsabschnitte unverzüglich nachzuholen.  

• Für jede Rotationsstelle erstellt der jeweils verantwortliche Weiterbildungsbefugte ein 

qualifiziertes Weiterbildungszeugnis mit (e)Logbuch und händigt dieses der Ärztin / dem Arzt 

zum Abschluss des jeweiligen Weiterbildungsabschnittes aus. 

Soweit mit jeder Weiterbildungsstätte im Verbund ein eigener Arbeitsvertrag geschlossen werden 

sollte, stellt der Marburger Bund dafür seinen Musteranstellungsvertrag für sich weiterbildende 

Ärztinnen und Ärzte im ambulanten Bereich als Grundlage zur Verfügung. 

Die MB-Positionen erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie dienen lediglich der 

Orientierung. 

Stand Juni 2026 


